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An das  

Bundesministerium für europäische  

und internationale Angelegenheiten  
Abteilung III.10,  

Zentrale Stelle zur Entbürokratisierung  

Minoritenplatz 8, A -1010 Wien  

 

Per E -Mail: abtiii10@bmeia.gv.at    

 

 

 

Wien, am 7.5.2026  

 

Stellungnahme zum Vorschlag „Abgleich von Eigentümerdaten zwischen 

Grundbuch und Melderegister“  

 

Sehr geehrte Damen und Herren!  

 

Nach  Einladung zur Abgabe einer fachlichen Einschätzung erlaubt sich die Bundes-

kammer der Ziviltechniker:innen zum o.g. Vorschlag wie folgt Stellung  zu nehmen : 

 

1.  Problembeschreibung  

 

Die im Vorschlag dargestellte Problemlage entspricht der praktischen Realität und wird 

aus unserer Sicht als zutreffend beschrieben. Abweichungen zwischen den im Grund-

buch eingetragenen Adressdaten und den Daten im Melderegister treten in der Praxis 

auf und können zu Mehraufwand sowie Unsicherheiten führen. Eine Lösung zur Reduk-

tion dieser Differenzen erscheint daher grundsätzlich wünschenswert.  

 

2.  Bewertung des Lösungsvorschlags  

 

Der präsentierte Lösungsvorschlag erscheint grundsätzlich plausibel und verspricht 

Vorteile im Sinne der Verwaltungsvereinfachung sowie für die Allgemeinheit.  

Gleichzeitig ist jedoch sicherzustellen, dass die grundlegenden Prinzipien des Grund-

buchs uneingeschränkt gewahrt bleiben. Dazu zählen insbesondere:  

 

a.  Eintragungsprinzip  

b.  Legalitätsprinzip  

c.  Antragsprinzip  

d.  Spezialitätsprinzip  

e.  Öffentlichkeitsprinzip  

f.  Vertrauensgrundsatz  

g.  Prioritätsprinzip  
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Nach unserer derzeitigen Einschätzung erfüllt der vorliegende Vorschlag die Anforde-

rungen insbesondere im Hinblick auf das Legalitätsprinzip und das Antragsprinzip noch 

nicht vollständig. In diesen Bereichen sehen wir daher Ergänzungs - bzw. Präzisie-

rungsbedarf.  

 

3.  Alternative Lösungsvorschläge  

 

Sollte es nicht gelingen, den unter Punkt 2 dargestellten Anpassungsbedarf im vorge-

schlagenen Modell zu adressieren, regen wir zur Erreichung eines positiven Effekts im 

Sinne der Entbürokratisierung und Vereinfachung die Prüfung folgender Alternativen 

an:  

 

a.  Verknüpfung von Meldepflicht und Grundbuchsantrag:  

Eine grundsätzliche Kopplung der Meldepflicht an einen Grundbuchsantrag zur 

Adressänderung könnte dazu beitragen, dass Differenzen gar nicht erst entste-

hen.  

b.  Erleichterte Adressänderung durch Digitalisierung:  

Die Möglichkeit für betroffene Eigentümer, im Zuge digitaler Verfahren (z. B. 

über ID Austria) einen vorgefertigten Antrag zur Angleichung der Grundbuchad-

resse an die Meldeadresse einzubringen.  

c.  Automatisierter Abgleich mit Erinnerungsfunktion:  

Ein automatischer Datenabgleich ohne unmittelbare Änderung der Grund-

buchsdaten, jedoch verbunden mit einer Servicefunktion, die betroffene Perso-

nen (z. B. über ID Austria) zur Stellung eines entsprechenden Antrags auffor-

dert.  

d.  Erweiterte Grundbuchsabfrage:  

Die optionale Bereitstellung eines Melderegisterauszugs im Zuge einer Grund-

buchsabfrage, beschränkt auf jene Datenkategorien, die auch im Grundbuch er-

sichtlich sind.  

 

Um Berücksichtigung der Stellungnahme wird ersucht.  

 

Mit freundlichen Grüßen  

 
BR h.c. DI Klaus Thürriedl  

Vizepräsident  

 


